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VW im »Delivery Mode«

Im VW-Konzern sollen laut Medien-
berichten weltweit bis zu 100.000 der 
aktuell rund 657.000 Arbeitsplätze 
wegfallen. Die bekannt gewordenen 
Abbauziele entsprechen einer Ver-
dopplung der bisherigen Zielmarke. 
Mittelfristig könnten dem Bericht zu-
folge vier Werke in Deutschland ge-
schlossen werden. [...]

Alternativen zum Ausbau  
der Alterssicherung
In der von der Bundesregierung 
eingesetzten Alterssicherungs-
kommission waren weder Ge-
werkschaften noch Sozialverbän-
de vertreten. Deshalb hatte der 
DGB eine eigene Rentenkommis-
sion mit einem unabhängigen 
Expert*innengremium berufen, der 
auch die Vertreter*innen des Paritä-
tischen und der VdK angehörten. [...]

Reicht es?
Knapp die Hälfte der Delegierten der 
Parteitags der Linken in Potsdam ist 
innerhalb der letzten drei Jahre in 
die Partei eingetreten, das Durch-
schnittsalter beträgt rund 37 Jahre, 
es sind mehr Frauen als Männer, und 
mehr Delegierte aus den West- als 
den Ostlandesverbänden. [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum
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Der siebte britische Premierminister 
in einer Dekade
Andrew Burnham als Retter Britanniens und Messias wider Willen

von n Hinrich Kuhls

bei ließ sein Tonfall nicht erkennen, ob 
er den Zwischenrufer tadeln oder sein 
Selbstbild als widerständiger Akteur be-
stätigen wollte. Während er die offiziel-
len Dokumente unterzeichnete, war im 
Plenarsaal zudem der Imperativ »Ver-
wandle Wasser in Wein, Andy« zu hö-
ren.

»Rom ist gerettet«, hatte zuvor Sir 
Desmond Swayne, ein christlicher Ab-
geordneter der Konservativen, der nicht 
für Fachexpertise, sondern für seine oft 
aphoristisch kurzen Einwände in De-
batten bekannt ist, gerufen. Da alle Ab-
geordneten in der übervollen Kammer 

Burnham als nächsten Regierungschef 
erwarteten, werden sie bei diesem Zuruf 
– als historische imperiale Präzedenz 
für die sich in London in den letzten 
Jahren wiederholende Farce des Aus-
tauschs des Premierministers während 
der laufenden Legislaturperiode – Gaius 
Octavius vor Augen gehabt haben. Die-
ser »rettete Rom«, indem er zunächst 
den lang andauernden Bürgerkrieg im 
Ausgang der Römischen Republik been-
dete. Anschließend wurde ihm der Eh-
rentitel Augustus verliehen, wodurch 
er ins Göttliche entrückt und als Dikta-
tor ermächtigt wurde, die Kriege an den 

Nach neunjähriger Abwesenheit kehr-
te Andrew Murray »Andy« Burnham ins 
Unterhaus des Parlaments des Verei-
nigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland zurück und legte den Eid auf 
die Jerusalemer Bibel ab, die in der ka-
tholischen Kirche in den Ländern des 
Commonwealth gebräuchlich ist. Der 
neue Abgeordnete des Wahlkreises Ma-
kerfield wurde von den Oppositionsbän-
ken mit dem Zwischenruf »Er ist nicht 
der Messias« empfangen. In Anspielung 
auf die blasphemische Satire »Das Le-
ben des Brian« von Monty Python ant-
wortete Burnham: »Naughty Boy«. Da-
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Rändern des Imperiums auszuweiten.
Nun, Andrew Burnham ist nicht im 

Triumphzug nach London eingezogen. 
Am Tag seiner Vereidigung bestieg er 
salopp gekleidet am späten Morgen ei-
nen der Züge, die dreimal pro Stunde 
von Manchester Piccadilly nach Lon-
don verkehren. Die 1842 eröffnete Sta-
tion firmierte zu Friedrich Engels’ Zei-
ten in Manchester und dann bis 1960 
unter Manchester London Road. Die gut 
zweistündige Fahrt nach London Eus-
ton absolvierte Burnham im modernen 
Pendolino 390. Diese Zugkombination 
wird mit einer Lizenz der italienischen 
Fiat Ferroviaria von der französischen 
Alstom SA produziert, von der im Ei-
gentum einer australisch-kanadischen 
Investorengruppe befindlichen Schie-
nenfahrzeugvermietung Angel Trains 
geleast und vom Eisenbahnverkehrs-
unternehmen Avanti West Coast betrie-
ben. Neben dem britischen Mehrheits-
eigner First Group ist an Avanti West 
Coast auch die Trenitalia als Subunter-
nehmen der Italienischen Staatsbahnen 
beteiligt. Die Betreiberfirma hielt zeit-
weise mit 8% Zugausfällen einen negati-
ven Spitzenrekord. Avanti West Coast ist 
eines der beiden Zugunternehmen, die 
als letzte im Rahmen der Abschaffung 
des Konzessionssystems im britischen 
Personenverkehr wieder verstaatlicht 
werden. Die Strecken von Avanti West 
Coast übernimmt bis spätestens Okto-
ber 2027 das neu errichtete Staatsunter-
nehmen Great British Railways – sofern 
die Renationalisierung der britischen 
Eisenbahnen ohne Komplikationen vor-
anschreitet.

Die Renationalisierung der Eisen-
bahngesellschaften war eines der weni-
gen konkreten Versprechen im Wahl-
programm »Change« der Labour Party 
von 2024, das dann auch vom Kabinett 
Starmer in Angriff genommen wurde. 
Die Abgeordnete Louise Haigh, die im 
ersten Kabinett Starmer einige Mo-
nate lang Verkehrsministerin war, hatte 
hierzu die ersten Gesetzesvorhaben ein-
gebracht. Nach ihrem Ausscheiden aus 
dem Kabinett kritisierte sie vor allem 
die Wirtschaftspolitik der Starmer-Re-
gierung. Als enge politische Freundin 
Burnhams hatte sie sich schon An-
fang 2026 für dessen Kandidatur bei 
der Nachwahl im Wahlkreis Gorton & 

Denton eingesetzt. Diese wurde jedoch 
von Starmer und dem Labour-Partei-
vorstand blockiert. Bei der Nachwahl 
in Makerfield Mitte Juni leitete Haigh 
Burnhams Wahlkampagne.

Mit dem Übergang des Amts des Pre-
mierministers von Starmer auf Burn-
ham – entweder durch Bestätigung als 
Vorsitzender der Labour Party in einer 
Urwahl oder durch Ernennung des La-
bour-Parteivorstands in Ermangelung 
einer Gegenkandidatur – wird die Re-
nationalisierung des Eisenbahn-Perso-
nenverkehrs einer der politischen Plus-
punkte sein, die Burnham frühzeitig 
vorweisen kann. In seiner Zeit als Bür-
germeister der Metropolregion Man-
chester hatte sich Burnham vehement 
für die Verbesserung der Verkehrssitu-
ation im Norden Englands und speziell 
für den Neubau der Hochgeschwindig-
keitsstrecke HS2 von London über Bir-
mingham hinaus bis Liverpool, Man-
chester und Leeds eingesetzt. Das 
HS2-Projekt wurde jedoch von der letz-
ten Tory-Regierung gestoppt. Auch das 
Starmer-Kabinett griff es wegen der 
Fortsetzung der Austeritätspolitik nicht 
wieder auf.

Ob Burnham und die ihn tragende 
Fraktion Mainstream (Selbstzuschrei-
bung: »Labours radikale Realisten«) 
die Kraft finden werden, das Projekt ei-
ner Neustrukturierung des Personen- 
und Güterverkehrs im Rahmen eines 
umfangreichen Investitionsprogramms 
zur Verbesserung der öffentlichen Inf-
rastruktur und zur Erneuerung inklusi-
ver Sozialinstitutionen neu anzustoßen, 
ist eine der beiden entscheidenden Fra-
gen für die Ausrichtung der Wirtschafts-
politik des designierten Premiers und 
seines Kabinetts. Die andere wichtige 
Weichenstellung ist die Sicherung und 
Ausweitung der Realeinkommen der 
mittleren und unteren Einkommens-
gruppen zur Überwindung der Krise der 
Lebenshaltungskosten. Ohne eine Kurs-
änderung in diesen beiden Fragen kann 
die derzeitige Dominanz in den Mei-
nungsumfragen des rechten Blocks von 
Konservativen (Tories), Rechtspopulis-
ten (Reform UK) und Rechtsextremen 
(Restore Britain) bis zur Parlaments-
wahl 2029 nicht gebrochen werden.

Ein »New Deal« für Kommunen 
und Regionen?

Jim O’Neill, der als Burnhams Chef-
Wirtschaftsberater gehandelt wird, 
war Vorsitzender der »Northern Pow-
erhouse Partnership« und hat sich für 
die Eisenbahnvorhaben im Rahmen des 
»Northern Powerhouse«-Programms 
eingesetzt. Zusätzliche Kreditaufnah-
men müssten in der Bilanz der Regie-
rung verbucht werden, könnten jedoch 
gemäß den von Rachel Reeves, der Fi-
nanzministerin im Starmer-Kabinett, 
vorgeschlagenen Änderungen der Haus-
haltsregeln durch die damit finanzierten 
Vermögenswerte ausgeglichen werden.

O’Neill erklärte, dass die Anleihe-
märkte eine zusätzliche Verschuldung 
eher akzeptieren würden, wenn diese 
von einer unabhängigen Stelle vorge-
nommen würde, die ihre Berechnun-
gen darüber veröffentlicht, inwieweit 
bestimmte Projekte das Wachstum an-
kurbeln würden. Dies könnte erreicht 
werden, indem die National Infrastruc-
ture and Service Transformation Autho-
rity (Nista), eine Behörde innerhalb des 
Finanzministeriums, in eine unabhän-
gige Organisation umgewandelt wird. 
»Wir brauchen die Nista als eigenstän-
dige, wesentlich transparentere Einrich-
tung«, sagte er. »Dann erhalten sowohl 
die Öffentlichkeit als auch die Finanz-
märkte ein klareres Bild davon, wie die 
Multiplikatoreffekte auf das Wachs-
tum aussehen würden.« (The Guardian, 
23.6.2026).

Seit seiner Wahl zum Bürgermeister 
der Metropolregion Manchester im Jahr 
2017 propagiert Burnham eine Reform 
der Kommunalverwaltung in England. 
Zentraler Punkt ist dabei die Schaffung 
einer eigenen Finanzhoheit der Kom-
munen, die bisher direkt von der Lon-
doner Zentralregierung abhängig sind. 
Das Ziel ist eine Teilautonomie (Devo-
lution) aller englischen Großregionen. 
Vorbild hierfür ist die konstitutionelle 
Aufgabenteilung zwischen dem Parla-
ment und der Zentralregierung in Lon-

Hinrich Kuhls lebt in Düsseldorf und ist Mit-
glied der Sozialistischen Studiengruppe (SOST). 
In Sozialismus.de 10-2025 schrieb er über »Bri-
tannien im Schlepptau von Trump. Die La-
bour Party im Anpassungssog des Rechtspopu-
lismus.«
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don einerseits und den Legislativen und 
Exekutiven in Schottland, Wales sowie 
Nordirland andererseits. Die Verbin-
dung der Stärkung der Teilautonomie 
mit einem umfassenden Investitions-
programm könnte den internen Natio-
nalismus auf den Britischen Inseln, der 
einer modernen Variante eines latenten 
Bürgerkriegs gleicht, beschwichtigen. 
Dies könnte das Generalthema einer 
von Burnham geführten Labour-Regie-
rung werden: die Zurückdrängung sozi-
aler und regionaler Ungleichheiten.

Mit der organisatorischen Neuord-
nung der Verwaltung der staatlichen 
Kreditaufnahme für ein umfangreiches 
Investitionsprogramm würde Burn-
ham auf das Wahlprogramm der Labour 
Party von 2017 zurückgreifen. »Wir 
werden die fast rekordtiefen Zinssätze 
nutzen, um einen Nationalen Transfor-
mationsfonds zu schaffen, der über ei-
nen Zeitraum von zehn Jahren 250 Mrd. 
Pfund in die Modernisierung unserer 
Wirtschaft investieren wird. Wir werden 
sicherstellen, dass das enorme Potenzial 
jedes Teils unseres Landes ausgeschöpft 
wird. Die nächste Labour-Regierung 
wird die durch die Globalisierung zerris-
senen und jahrelang von der Regierung 
vernachlässigten Communities wieder 
stabilisieren. Wir werden unsere Wirt-
schaft wieder aufbauen und umgestal-
ten, damit sie für die vielen und nicht 
für die wenigen funktioniert.« (For the 
Many, not the Few, S. 11).

Als zweite Säule zur Finanzierung ei-
ner sozialökologischen Transformation 
sah die damalige linkssozialdemokra-
tische Parteiführung eine Investitions-
bank vor. »Die Labour Party wird die 
Funktionsweise unseres Finanzsystems 
grundlegend verändern. Nach dem er-
folgreichen Vorbild Deutschlands und 
der nordischen Länder werden wir eine 
nationale Investitionsbank gründen, 
die privates Kapital einbindet, um eine 
Kreditvergabekapazität von 250 Mrd. 
Pfund zu schaffen. Diese neue öffentli-
che Einrichtung wird ein Netzwerk re-
gionaler Entwicklungsbanken unter-
stützen. Im Gegensatz zu den riesigen 
Finanzunternehmen der Londoner City 
werden sich diese der Förderung eines 
inklusiven Wachstums in ihren Gemein-
den widmen. Die Banken werden die 
Finanzmittel bereitstellen, die unsere 

kleinen Unternehmen, Genossenschaf-
ten und innovativen Projekte im gan-
zen Land benötigen. Die Nationale In-
vestitionsbank wird bestehende Lücken 
bei der Kreditvergabe durch Privatban-
ken, insbesondere an kleine Unterneh-
men, schließen und geduldige, langfris-
tige Finanzierungen für forschungs- und 
entwicklungsintensive Investitionen be-
reitstellen. Zudem wird sie die Aufgabe 
erhalten, zur Umsetzung unserer Indus-
triestrategie beizutragen, indem sie die 
Ausgaben entsprechend deren Zielen 
priorisiert.« (Ebd., S. 16)

Der damalige Labour-Vorsitzende Je-
remy Corbyn hatte das Wahlprogramm 
im Sommer 2017 in Manchester vorge-
stellt, einer der wenigen Orte, an denen 
die Partei bei den Lokalwahlen in jenem 
Jahr punkten konnte. Die dort – wie in 
vier weiteren städtischen Agglomera-
tionen – erstmals abgehaltenen Wah-
len für den Posten eines Bürgermeisters 
der Metropolregion Manchester (des-
sen politischer und administrativer Auf-
gabenbereich mit dem eines Präsiden-
ten eines Regionalverbands, z.B. im 
Großraum Hannover, vergleichbar ist) 
hatte Burnham gewonnen. Zum selben 
Zeitpunkt wurden den Metropolregio-
nen Selbstverwaltungsbefugnisse einge-
räumt. Sie erhielten die Kontrolle über 
die Stadtplanung, mehr Autonomie bei 
Investitionen in den Wohnungsbau. In 
Manchester nutzte Burnham die neuen 
Befugnisse für die Verkehrsplanung, um 
das zersplitterte, chaotische Busnetz 
wieder unter öffentliche Kontrolle zu 
bringen und den Fahrpreis zu deckeln. 
Zudem ist der Bürgermeister in Man-
chester Leiter der Polizeibehörde, wes-
halb Burnham vor der Annahme seines 
Parlamentsmandats von seinem Bürger-
meisteramt zurücktreten musste.

Burnhams markantes Wahlverspre-
chen in seinem ersten Wahlkampf 2017 
war, die Obdachlosigkeit bis 2020 zu be-
enden – in Übereinstimmung mit der 
damaligen Parteispitze. Es gab damals 
Bedenken, dass die Stadtführung die 
Krise nicht ernst nahm. In Manchester 
hatte es seit Jahrzehnten kein so großes 
Obdachlosenproblem mehr gegeben wie 
Mitte der 2010er-Jahre. Die Stadtver-
waltung zeigte sich unnachgiebig und 
defensiv, doch Burnham vertrat die ge-
genteilige Haltung. Durch den Einsatz 

von »Soft Power« richtete er das System 
neu aus, um dieses Thema in den Mit-
telpunkt zu rücken.

Zu Beginn der Corona-Pandemie im 
Jahr 2020 hatte sich die Zahl der Ob-
dachlosen im Großraum Manchester 
fast halbiert. Doch sein Versprechen 
konnte er nicht einlösen, da die poli-
tischen Entscheidungsträger nicht in 
Manchester, sondern in London saßen. 
Im Laufe seiner ersten Amtszeit änderte 
Burnham seine Wortwahl von der »Be-
endigung« der Obdachlosigkeit bis 2020 
hin zum »Versuch«, sie zu beenden. In 
seinen folgenden Amtszeiten konzen-
trierte er sich zunehmend auf andere 
Themen. Im vergangenen November la-
gen die Zahlen zur Obdachlosigkeit wie-
der auf dem Niveau von 2016.

Der heute 56-jährige Burnham, der 
2001 erstmals ins Unterhaus gewählt 
worden war, war im letzten New-La-
bour-Kabinett unter Gordon Brown von 
2007 bis 2010 zunächst Staatssekretär 
im Finanzministerium, dann Gesund-
heitsminister. 2015 startete er als aus-
sichtsreichster Mitbewerber um den 
Labour-Parteivorsitz, unterlag dann 
aber Corbyn, dem Kandidaten des lin-
ken Parteiflügels. Nachdem er im Som-
mer 2016 – unmittelbar nach dem Bre-
xit-Referendum – zusammen mit der 
großen Mehrheit der Labour-Parla-
mentsfraktion seinem Fraktions- und 
Parteivorsitzenden das Misstrauen aus-
gesprochen hatte, jedoch Corbyn von al-
len Teilen der Labour-Mitgliedschaft 
deutlicher als ein Jahr zuvor als Vorsit-
zender bestätigt wurde, war er aus dem 
Schattenkabinett ausgetreten und hatte 
sich auf die Hinterbänke im Parlament 
zurückgezogen. Schließlich kandidierte 
er in Manchester und kultivierte seine 
politische Karriere als Labour-Vorsit-
zender in Reserve.

Die langjährige Nordengland-Korre-
spondentin der Financial Times fasst 
ihre von kritischer Sympathie geprägte 
biografische Notiz wie folgt zusam-
men: »Burnham hat nie sein Gespür für 
das große Ziel verloren – oder für den 
langen Weg dorthin. Vor einem Jahr-
zehnt war es die Chance, sich in Man-
chester einen Namen zu machen, statt 
auf den Bänken der Opposition vor sich 
hin zu vegetieren. Jetzt ist es die Dow-
ning Street. […] Es lässt sich kaum leug-
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nen, dass Burnham, als er sein Amt in 
Manchester antrat, ein bereits beste-
hendes Projekt übernahm, das er den 
Labour-Anhängern erfolgreich als Ab-
lehnung des Neoliberalismus und der 
Trickle-down-Ökonomie präsentierte. 
Das war es jedoch nie. Doch es gibt An-
zeichen dafür, dass er sich Manches-
ters Mantra, wonach die Wirtschafts-
geografie des Landes neu ausbalanciert 
werden kann und muss, wirklich zu ei-
gen gemacht hat. Wie diese Vision aus 
der Perspektive des Premierministers 
aussieht, was ›Reindustrialisierung‹ im 
Jahr 2026 wirklich bedeutet oder wo 
all dies in eine Regierungsphilosophie 
passt, sind jedoch offene Fragen. Es wa-
ren gleich mehrere vorsichtige Optimis-
ten aus dem Norden, die mir gegenüber 
in den letzten Tagen Franklin D. Roose-
velts New Deal erwähnt haben.« (Jen-
nifer Williams, The decade that made 
Andy Burnham, in: FT, 24.6.2026)

Burnhams Rekurs auf Vorschläge zur 
Finanzierung der sozialökologischen 
Transformation und der Stärkung von 
Sozial-, Gesundheits- und Bildungsins-
titutionen aus der Oppositionszeit zwi-
schen den New-Labour-Regierungen 
und der Restaurationspolitik des Star-
merismus ist mit drei Vorbehalten zu 
versehen.

Anhaltender Investitionsstau

Erstens ist der Investitionsstau in der 
letzten Dekade größer geworden. Mit ei-
ner über zehn Jahre verteilten Investi-
tionssumme von 500 Mrd. Pfund (die 
eine Hälfte davon durch zusätzliche 
Staatsanleihen finanziert, die andere 
Hälfte durch Privatkredite einer öffent-
lichen Investitionsbank) können nicht 
einmal die – sehr vage formulierten – 
Programmpunkte des Labour-Wahlpro-
gramms von 2024 umgesetzt werden, 
geschweige denn die von Burnham an-
gedeuteten Ziele oder die, die mit ihm 
von den Gewerkschaften und überpar-
teilich aus dem Block der Progressiven 
verbunden werden.

Zudem ist die Steuerbasis des bri-
tischen Staates aufgrund der gedros-
selten Wirtschaftsentwicklung nach 
dem Brexit-Referendum vor zehn Jah-
ren und dem EU-Austritt vor fünf Jah-
ren relativ geschrumpft. Die Austeritäts-

politik des Kabinetts des konservativen 
Premierministers David Cameron, de-
ren negative Folgen das Brexit-Votum 
begünstigten, wurde von seinen Tory-
Nachfolger*innen Theresa May, Bo-
ris Johnson, Liz Truss und Rishi Sunak 
fortgesetzt. Starmers eigenwillige Inter-
pretation der ökonomischen Fakten ließ 
ihn behaupten, er habe »die Austeritäts-
politik beendet«, da das Vereinigte Kö-
nigreich »unter allen G7-Ländern das 
schnellste Wachstum« aufweise. 

Anhaltende programmatische 
Defensive

Zweitens hatte der scheidende Premi-
erminister Starmer sein Zehn-Punkte-
Programm für die Kampagne zur Wahl 
zum Labour-Vorsitzenden Anfang 2020 
ebenfalls auf den Wahlprogrammen des 
linken Flügels der Partei aus den Jah-
ren 2017 und 2019 gegründet, die in ei-
nem breiten innerparteilichen Diskurs 
entwickelt worden waren. Im Zuge der 
von Starmer vorangetriebenen Entde-
mokratisierung der Labour Party rückte 
er jedoch schnell mit seinem Schatten-
kabinett von seinen inhaltlichen Fest-
legungen ab. Gegen den ebenso schnell 
einsetzenden Prozess der Erosion der 
Mitgliedschaft ist kein Protest von 
Burnham in Erinnerung. Die Austritts-
welle hatte bereits vor dem Regierungs-
antritt des Starmer-Kabinetts ihren Hö-
hepunkt überschritten. Nach weiteren 
zwei Jahren hat sich die Zahl der Mit-
glieder von über 500.000 (Ende 2019) 
auf nunmehr die Hälfte reduziert. 

Das Desaster der Schwächung der 
Labour Party infolge der Abkehr von so-
zialdemokratischer Programmatik sowie 
der Zerstörung der partizipativen inner-
parteilichen Demokratie wiederholte 
sich auf der Ebene der Regierungstä-
tigkeit. Entgegen den Versprechen im 
Wahlprogramm wurde früh mit sozial-
politischen Kürzungen der Ton gesetzt. 
Der Vorwurf lautete, Labour würde sich 
nicht anders verhalten als die konser-
vativen Vorgängerregierungen. Spätere 
Kehrtwenden verstärkten den Eindruck 
einer ziellosen Politik. Die lange Zeit 
einseitige Positionierung im Gaza-Krieg 
ließ die jahrzehntelange Unterstützung 
in vielen Communities mit Migrations-
hintergrund gegen Null schrumpfen. 

Von der Annahme von Kleingeschen-
ken durch Starmer, die Korruptionsver-
dacht aufkommen ließ, bis zur skanda-
lösen Berufung des wegen persönlicher 
Vorteilsnahme bekannten Peter Man-
delson zum Botschafter in den USA und 
der nicht minder skandalös gehand-
habten Abberufung gaben Starmer und 
sein Kabinett den Medien eine Vielzahl 
von Anlässen, korrekt über Mängel der 
Regierungstätigkeit zu berichten. Der 
Glaubwürdigkeitsverlust der nun rechts-
liberal konnotierten Regierungspartei 
zeigte sich nicht nur in den auf histori-
sche Tiefststände sinkenden Werten in 
den Meinungsumfragen, sondern auch 
im Verlust Tausender Kommunalman-
date und dem erstmaligen Verlust der 
Mehrheit in Wales, einem der Labour-
Stammlande.

Burnham steht vor der Doppelauf-
gabe, als Parteivorsitzender die Labour 
Party zu revitalisieren und als Regie-
rungschef seine bisher intakte Glaub-
würdigkeit für eine Neuorientierung der 
Regierungstätigkeit in die Waagschale 
zu werfen. Für die erste Aufgabe, die 
Neuorganisation und Wiederbelebung 
der Wahlkreisorganisationen, kann er 
aufgrund seiner Erfahrung in der Kom-
munalpolitik sicherlich Orientierung 
bieten, sofern es ihm gelingt, die Mehr-
heitsverhältnisse im Parteivorstand zu 
seinen Gunsten zu verändern. Für die 
zweite Aufgabe ist er auf die Labour-
Parlamentsfraktion im Unterhaus ange-
wiesen, sofern er nicht seine Flucht in 
einem präsidialen Führungsstil sucht. 
Die volle Unterstützung hat er von etwa 
der Hälfte der 400 Labour-Abgeordne-
ten, vor allem von den 200, die 2024 
erstmals gewählt wurden.

Für parlamentarische Mehrheiten be-
nötigt er jedoch auch die Hundertschaft, 
deren Akteure im bisherigen Starmer-
Kabinett vertreten waren oder es getra-
gen haben und die oft in die Intrigen 
der inzwischen aufgelösten Mehrheits-
strömung »Labour Together« verwickelt 
waren. Um die bisherige Austeritäts-
politik in eine Variante einer finanziell 
besser ausgestatteten Industriepolitik 
oder gar in eine Politik der sozialöko-
logischen Transformation überzulei-
ten, gilt es, diese Gruppierung mit ihrer 
Einflussnahme auf die Schaltstellen der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik einzu-
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binden. Das versucht Burnham u.a. mit 
der Auswahl des Leiters seines Mitar-
beiterstabs zu gewährleisten: Der in den 
letzten Jahren als Lobbyist tätige James 
Purnell ist ein alter Weggefährte aus der 
Zeit der New-Labour-Regierungen.

Auf die kleine verbliebene Gruppie-
rung von zwei Dutzend linkssozialde-
mokratischer und sozialistischer Ab-
geordneter und deren nach den vielen 
Parteiaustritten dezimierte Basis in den 
Ortsverbänden muss Burnham wie Star-
mer keine Rücksicht nehmen. Insofern 
bleibt abzuwarten, wie weit sein Rekurs 
auf die frühere Programmatik reicht.

Ausweitung der Militärausgaben

Der dritte Vorbehalt gegenüber einer 
Neuorientierung der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik ist im Budget für Mi-
litärausgaben begründet. Mitten in 
Burnhams Wahlkampagne war Vertei-
digungsminister John Healey zurück-
getreten, weil der Streit über den Ver-
teidigungsinvestitionsplan (Defence 
Investment Plan – DIP) eskalierte. In 
seinem scharfen Rücktrittsschreiben 
warf er Starmer und Reeves vor, die »Si-
cherheit des Landes in einer Zeit wach-
sender internationaler Bedrohungen zu 
gefährden«.

Im Februar 2025 hatte Starmer zuge-
stimmt, die Verteidigungsausgaben auf 
2,5% des Bruttoinlandsprodukts zu er-
höhen, in der Überzeugung, dass dies 
ausreichen würde, um die im Rahmen 
der damals in Arbeit befindlichen stra-
tegischen Verteidigungsüberprüfung ge-
machten Versprechen zu finanzieren. 
Diese Überprüfung wurde im Juni 2025 
zeitgleich mit der regierungsübergrei-
fenden Ausgabenüberprüfung veröffent-
licht, die fast 20 Mrd. Pfund zusätzliche 
Mittel für das Verteidigungsministerium 
über einen Zeitraum von fünf Jahren 
bestätigte. Aus dem Verteidigungsminis-
terium wurde jedoch schon wenige Mo-
nate später durchgestochen, dass in den 
nächsten vier Jahren weitere 28 Mrd. 
Pfund benötigt würden, um die Ver-
pflichtungen zu finanzieren.

Nun erklärte Healey, der Investiti-
onsanteil am Verteidigungsetat bleibe 
weit hinter dem zurück, was angesichts 
neuer Gefährdungen zum Schutz des 
Vereinigten Königreichs notwendig sei. 

Healey enthüllte, dass Starmer plane, 
die Verteidigungsausgaben zwischen 
2027 und 2030 lediglich um 0,8% auf 
2,68% des BIP zu erhöhen. Damit könne 
das Ziel von 3% des BIP bis 2030 nicht 
erreicht werden, obwohl sich die Regie-
rung verpflichtet habe, die Ausgaben 
bis 2035 im Einklang mit dem NATO-
Ziel auf 3,5% des BIP zu erhöhen. Star-
mer hatte zudem das Ziel formuliert, die 
Mittel erst in der nächsten Legislaturpe-
riode auf 3% des BIP anzuheben. Trotz 
seiner Rücktrittsankündigung pochte 
Starmer darauf, dass er zusammen mit 
seiner Finanzministerin Reeves noch 
vor seinem Ausscheiden den Finanz-
rahmen für die Militärausgaben fest-
legt und den DIP-Bericht vor der NATO-
Jahrestagung Anfang Juli veröffentlicht. 
Burnham wird um diesen Kostenblock 
und die damit verbundene Kreditauf-
nahme – im Gespräch ist das deutsche 
Modell einer Finanzierung außerhalb 
des ordentlichen Haushalts – nicht her-
umkommen.

Personaltausch oder 
Politikwechsel?

Mit seiner »Politik des Wandels 2.0«, 
wie Burnham seinen Politikentwurf 
vorläufig nennt, kann er nicht an die 
Diktion des Starmer-Kabinetts an-
knüpfen, wenn er einen glaubwürdigen 
Wechsel in der Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik vorstellen will. Statt-
dessen muss er einen Neustart mit an-
deren Argumenten begründen. Politisch 
steckt er jedoch in einer Zwickmühle. 
Einerseits: Auch wenn die bisherige Re-
gierungspolitik diskreditiert ist, bleibt 
Burnhams Parlamentsfraktion an das 
Wahlprogramm von 2024 gebunden; 
gerade hatte Starmer noch anlässlich 
der Eröffnung der neuen Parlaments-
session von König Charles III. rund 30 
neue Gesetzesvorhaben verlesen lassen, 
die sich in diesem Rahmen bewegen.

Andererseits: Der Personalwechsel 
kann kurzfristig nicht mit Neuwahlen 
verbunden werden, da die Zeit für die 
Vorbereitung eines Wahlkampfs, in dem 
eine neue Programmatik der breiten Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht werden 
könnte, nicht gegeben ist. Zudem ist es 
unwahrscheinlich, dass sich die niedri-
gen Zustimmungswerte für Labour, die 

seit mehr als einem Jahr unter 20% lie-
gen, ausreichend positiv verändern, nur 
weil Starmer mit seinem Rekord-Ableh-
nungswert von unter minus 50% von 
der politischen Bühne abgetreten ist. In-
nerparteilich wäre der Labour-Parteitag 
Ende September das angemessene Po-
dium. Doch die britische Öffentlichkeit 
wird sich eine andere, nicht nur partei-
interne oder parlamentarische Inszenie-
rung des Neustarts wünschen.

Die Hoffnung im progressiven 
Lager und speziell in der Labour-Par-
lamentsfraktion, dass sich die Stim-
mung in den Meinungsumfragen, in de-
nen die Rechtspopulisten nach wie vor 
den größten Zuspruch erhalten, än-
dern könnte, ist derzeit allein an die 
Person Burnham gebunden. Die Nach-
wahl im Wahlkreis Makerfield hat 
Burnham deutlich gegen den Kandida-
ten von Reform UK gewonnen. Viele 
Wähler*innen, die sonst die Liberal-
demokraten oder die Grünen gewählt 
hätten, haben ihn unterstützt. Bei den 
Kommunalwahlen sechs Wochen zuvor 
hatten hingegen die Rechtspopulisten 
die Mehrheit der Mandate im Wahlkreis 
gewonnen.

Die überraschend weit verbreitete 
Extrapolation, Burnham könne auch 
2029 einen Wahlerfolg der Rechtspopu-
listen verhindern, ist verfrüht. Ein erster 
Test für die hoffnungsvolle Erwartung 
findet am 30. Juli statt, wenn die Neu-
wahl des Bürgermeisters in Manches-
ter ansteht. Im Unterschied zur Kom-
munal- und Unterhauswahl wird nach 
einem Präferenzwahlsystem (Supple-
mentary Vote) gewählt. Laut einer ers-
ten Umfrage liegen Labour und Reform 
UK Kopf an Kopf. Die repräsentative 
Umfrage ergab, dass auf Labour 33,2% 
der Erststimmen entfallen, auf Reform 
UK 30,1%. Ein knappes Rennen wird 
als Vorteil für Labour angesehen, da die 
Partei eher mehr Zweitpräferenz-Stim-
men der Grünen, der Liberaldemokra-
ten und möglicherweise einiger Konser-
vativer erhalten dürfte als Reform UK 
von den anderen Rechtsparteien. Den-
noch könnte es für den neuen Premier
minister auf den ersten Stufen seiner 
neuen Karriere heißen: »London ist ge-
rettet, Manchester verloren«.
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